
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

1. Der GKV-Spitzenverband hat auf seiner Website die Technische Anlagen 1 und 3, 
Version 22, Stand 21.05.2026 für Sonstige Leistungserbringer nach § 302 SGB V 
veröƯentlicht. 

 

Sie finden das Dokument unter: 

 

https://www.gkv-
datenaustausch.de/leistungserbringer/sonstige_leistungserbringer/sonstige_leistungser
bringer.jsp 

 

 

2. Die im GKV-BStabG vorgesehene pauschale Kürzung von drei Prozent auf 
Hilfsmittelleistungen gefährdet die wohnortnahe Versorgung von Millionen Patientinnen 
und Patienten. Darauf hat der Verband „Wir versorgen Deutschland e.V.“ (WvD) 
anlässlich der ersten Lesung des Gesetzes im Deutschen Bundestag hingewiesen. Was 
als Sparmaßnahme gedacht ist, droht sich hierdurch als finanzieller Bumerang zu 
erweisen: Eingeschränkte Versorgungsangebote und damit längere 
Krankenhausaufenthalte, ein steigender Pflegebedarf sowie längere krankheitsbedingte 
Fehlzeiten werden die Folge sein – mit erheblichen Mehrkosten für die 
Sozialversicherungen. 

 

Besonders problematisch ist dabei die konkrete Ausgestaltung der Kürzung: Der 
Abschlag von 3 Prozent soll von den Krankenkassen auf die gesamte Rechnungssumme 
angewendet werden. Diese umfasst jedoch nicht nur die eigentliche 
Versorgungsleistung, sondern auch von Betrieb eingekaufte Materialien, vorgefertigte 
Bauteile sowie Leistungen Dritter. Bei technisch anspruchsvollen Versorgungen können 
zum Beispiel die Materialkosten einen Großteil der Rechnung mit bis zu sechsstelligen 
Beträgen ausmachen. Die geplante Kürzung führt hier dann unmittelbar zu hohen 
Verlusten in der Gesamtrechnung, die von den Betrieben nicht anderweitig ausgeglichen 
werden können. 

 

Viele Leistungserbringer arbeiten zudem bereits heute mit geringen Margen. Nach 
Brancheneinschätzung liegt die EBIT-Marge vieler Betriebe bei lediglich drei bis sieben 
Prozent. Ein pauschaler Abschlag von drei Prozent kann daher einen erheblichen Teil des 



Betriebsergebnisses aufzehren und damit den wirtschaftlichen Kern der Versorgung 
unmittelbar treƯen. Bei einem EBIT von vier Prozent kann das operative Ergebnis 
rechnerisch auf rund ein Prozent sinken – ein Rückgang von bis zu 75 Prozent. Bei 
Betrieben am unteren Rand der Marge kann aus einem knappen Plus schnell ein Minus 
werden. Die Folge: geplante Investitionen in die Versorgungsangebote, die 
Fachkräftegewinnung und Digitalisierung würden erschwert oder ganz verhindert. 
Teilweise wird die betriebliche Existenz selbst bedroht. 

 

Diese negative Entwicklung für die Betriebe träfe vor allem die Patientinnen und 
Patienten und hier besonders vulnerable Gruppen mit hohem Versorgungsbedarf. 
Verzögerungen bei der Versorgung, längere Krankenhausaufenthalte, höherer 
Pflegebedarf und eine schlechtere Rehabilitation würden die Folge sein. Damit drohen 
durch diese kurzfristigen Einsparungen langfristig zu hohen Kosten für Kranken- und 
Pflegeversicherung zu führen. WvD appelliert an die Abgeordneten des Deutschen 
Bundestages, die pauschale 3-Prozent-Kürzung in der Hilfsmittelversorgung aus dem 
Gesetzentwurf zu streichen. 

 

3. Seit dem 28. Mai 2026 ist die Nutzung der ersten vier Module von EUDAMED, der 
europäischen Datenbank für Medizinprodukte, verpflichtend.  

Wer Medizinprodukte auf dem EU-Markt bereitstellen will, muss als Wirtschaftsakteur in 
EUDAMED registriert sein. Hersteller, Bevollmächtigte und Importeure müssen zudem 
sicherstellen, dass die Angaben zu ihren Produkten vollständig und aktuell in der 
Datenbank hinterlegt sind. Für bestimmte Produkt- und Zertifikatsregistrierungen gelten 
weiterhin Übergangsregelungen. 

EUDAMED besteht insgesamt aus sechs Modulen: Actor Registration, UDI/Devices, 
Certificates/Notified Bodies, Vigilance, Clinical Investigations und Performance Studies 
sowie Market Surveillance. Verpflichtend sind zunächst die ersten vier genannten 
Module. Die noch nicht vollständig verpflichtenden Bereiche bleiben Teil des weiteren 
Ausbaus der Plattform. 

Die EU-Kommission betreibt EUDAMED und stellt weiterführende Informationen, 
Hilfestellungen und Q&A-Dokumente zum schrittweisen Rollout bereit. Für 
Unternehmen bedeutet die neue Pflicht vor allem, bestehende Registrierungen, 
Produktdaten und Zertifikatsinformationen zu prüfen und aktuell zu halten. Weitere 
Information gibt es unter   

https://webgate.ec.europa.eu/eudamed-help/en/getting-started/eudamed-actors.html 

 

 



4. Wie sieht die Zukunft der Patientenversorgung aus? Diese Frage steht im Fokus der 
„Hilfsmittelstudie 2026“. Die Ergebnisse der bislang größten Befragung der Branche 
wurden am 25. Juni 2026, in Berlin oƯiziell vorgestellt. Durchgeführt wurde die Studie 
von der Opta-Data-Zukunfts-Stiftung, dem Institut für Zukunftspsychologie und 
Zukunftsmanagement der Sigmund Freud Privat-Universität Wien sowie in Kooperation 
mit dem Bundesinnungsverband für Orthopädie-Technik (BIV-OT) und dem Verband 
Versorgungsqualität Homecare (VVHC). Befragt wurden rund 1.000 Mitarbeiter aus der 
Sanitätshaus- und Homecare-Branche zu den aktuellen Herausforderungen und 
Perspektiven der Versorgung.  Die Ergebnisse zeigen eine Branche, die sich angesichts 
des demografischen Wandels in einer wachsenden Verantwortung sieht: 88 Prozent der 
Befragten gehen davon aus, dass die Bedeutung von Sanitätshäusern und Homecare-
Anbietern in den kommenden Jahren weiter zunehmen wird. Als Gründe nennen sie 
unter anderem die alternde Bevölkerung, die steigende Zahl multimorbider Patienten 
sowie die zunehmende Ambulantisierung der Gesundheitsversorgung. Gleichzeitig 
sehen viele Beschäftigte erhebliche Herausforderungen: 93 Prozent fühlen sich nach 
eigenen Angaben von der aktuellen Gesundheitspolitik nicht ausreichend vertreten. 76 
Prozent bewerten die langfristige Existenz der Betriebe bereits unter den aktuellen 
Vergütungsbedingungen als gefährdet – der im Zuge des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes geplante pauschale Drei-Prozent-Abschlag auf die 
Vergütung von Hilfsmittelversorgungen wird die Lage nach Ansicht zahlreicher Vertreter 
der Branche weiter verschärfen. 

 

Als weitere zentrale Herausforderungen nennt die Studie Fachkräftemangel, Bürokratie 
und Kostendruck. 81 Prozent der Befragten erwarten mit Blick auf die steigende 
Patientenzahlen negative Auswirkungen des Fachkräftemangels auf die künftige 
Patientenversorgung. 84 Prozent gehen davon aus, dass sich die Versorgung durch den 
steigenden Kostendruck und überbordende Bürokratie verschlechtern wird. Nach 
Angaben der Studienteilnehmer entfallen bereits heute mehr als 30 Prozent der 
Betriebszeit auf administrative Aufgaben – der „Vertragsdschungel“ fordert seinen Tribut. 

Entlastung erhoƯen sich die Studienteilnehmer von der Digitalisierung. 77 Prozent 
rechnen mit tiefgreifenden Veränderungen durch digitale Technologien und Künstliche 
Intelligenz. Als wichtigsten Nutzen nennen 76 Prozent eƯizientere Prozesse. Zudem 
wünschen sich 75 Prozent eine stärkere digitale Vernetzung mit Ärzten, Kliniken und 
Pflegediensten. 

Die „Hilfsmittelstudie 2026“ steht kostenlos auf der Website der Opta-Data-Zukunfts-
Stiftung zum Download zur Verfügung. 

 


